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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 4 RS 27/07 B 
 
L 21 RA 127/04 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 6 RA 344/02 (SG Frankfurt (Oder)) 
 
 
 
 
........................................................................................, 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ................................................, 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund  
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
vertreten durch das Direktorium, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 20. September 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r   sowie die Richter   H u s m a n n   und 

M u t s c h l e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 19. Dezember 2006 wird als unzu-

lässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Zwischen den Beteiligten ist in der Hauptsache streitig, ob die Beklagte verpflichtet ist, Beschäf-

tigungszeiten des Klägers in der DDR als Zeiten der Zugehörigkeit zur zusätzlichen Altersver-

sorgung der technischen Intelligenz (AVItech) und die dabei erzielten Arbeitsentgelte festzustel-

len. 

 

Dem Kläger war in der DDR im Juli 1954 das Recht verliehen worden, den Titel "Ingenieur" zu 

führen. Anschließend war er ua vom 1.1.1971 bis 30.6.1990 bei der "DDR-S.                              

                    " beschäftigt. In ein Zusatzversorgungssystem der DDR war er nicht einbezogen 

worden. 

 

Seinen Antrag, die genannten Beschäftigungszeiten als Zeiten der Zugehörigkeit zur AVItech 

und die dabei erzielten Arbeitsentgelte festzustellen, lehnte die Beklagte ab (Bescheid vom 

8.5.2002 in der Gestalt des Widerspruchbescheids vom 30.7.2002). Im Klage- und Berufungs-

verfahren hatte der Kläger keinen Erfolg. Mit seiner Beschwerde wendet er sich gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts (LSG) vom 19.12.2006. 

 

 

II 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Der Kläger hat den Zulassungsgrund einer grundsätzlichen Be-

deutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz <SGG>) nicht in der gebote-

nen Weise dargelegt (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) und eine Abweichung des LSG vom Bundes-

sozialgericht (BSG) nicht hinreichend bezeichnet. 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie geeignet ist, die Rechts-

einheit zu erhalten oder die Fortbildung des Rechts zu fördern. Dass und warum dies der Fall 

ist, muss sich allein aus der Beschwerdebegründung ergeben. Der Beschwerdeführer muss die 

im angestrebten Revisionsverfahren zu entscheidende Rechtsfrage klar bezeichnen und 

ausführen, dass diese von allgemeiner Bedeutung, klärungsbedürftig und klärungsfähig ist (ua 

BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 1). 

 

Der Kläger hat es bereits unterlassen, eine Rechtsfrage zu formulieren, die sich auf die Ausle-

gung und Anwendung einer bundesrechtlichen Norm, die allein Gegenstand des angestrebten 

Revisionsverfahrens sein kann (§ 162 SGG), beziehen muss. Mit seinen Ausführungen wendet 

er sich ausschließlich gegen die Rechtsauffassung des LSG. Ob das LSG in der Sache richtig 

entschieden hat, ist nicht Gegenstand des Beschwerdeverfahrens. 
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Die gerügte Abweichung des LSG hat er schon deshalb nicht hinreichend bezeichnet, weil er 

nur vorträgt, das Berufungsgericht habe sich mit einem Urteil des BSG nicht 

auseinandergesetzt und sei deshalb davon abgewichen. 

 

Die Beschwerdebegründung entspricht nicht den gesetzlichen Anforderungen. Die Beschwerde 

ist daher als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 

7 

8 

9 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

